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wvp. WASHINGTON, 22. September.
Gouverneure laufen Sturm gegen Erwä-
gungen des Weißen Hauses, den Import
von Solarzellen mit Zöllen zu belegen.
Die Unternehmen Suniva und Solar-
world USA hatten einen offiziellen Be-
schwerdebrief an Amerikas Kommission
für den Internationalen Handel geschrie-
ben. Sie wollen, dass Präsident Donald
Trump sie vor der asiatischen Importkon-
kurrenz schützt. Die Möglichkeit hätte er
auf Grund einer besonderen Rechtsvor-
schrift, die die heimische Industrie vor
hohen Einfuhren bewahrt. Vorausset-
zung ist dabei nicht, dass der ausländi-
sche Produzent durch Dumping oder an-
dere unfaire Praktiken seinen Absatz zu
steigern trachtet. Es reicht, dass der Im-
port als besonders bedeutsam angesehen
wird und zugleich eine wichtige Branche
bedroht.

Nach allgemeiner Erwartung wird die
Handelskommission den amerikani-
schen Herstellern einen Rettungsring zu-
werfen und Trump die Verhängung von
Zöllen empfehlen. Gouverneure, allen
voran John Hickenlooper aus Colorado
und Brian Sandoval aus Nevada, fürchten
deshalb um Arbeitsplätze. Die von den Fir-
men geforderten hohen Einfuhrzölle und
Preisuntergrenzen würden den Preis der
Solarzellen verdoppeln und damit die In-
stallationen halbieren. 88 000 Menschen
könnten ihre Stelle verlieren, sollten sich
die amerikanischen Solarzellen-Herstel-
ler durchsetzen. Suniva und Solarworld
sind beides Unternehmen in Insolvenz-
verfahren, die zudem überwiegend nicht-
amerikanischen Investoren gehörten. So-
larworld USA gehörte zur gleichnamigen
deutschen Firma des Unternehmers
Frank Asbeck.

csc. DÜSSELDORF, 22. September. Am
Sonntag bekommen die 3300 Wahlhelfer
in Duisburg viel zu tun. Neben der Bundes-
tagswahl und der Wahl des Oberbürger-
meisters stimmen die Bürger auch über
ein umstrittenes Großprojekt ab. Auf dem
alten Güterbahnhof, dem Gelände des
Loveparade-Unglücks, soll das größte Out-
letcenter Deutschlands entstehen. Auf der
30 Hektar großen Brachfläche plant der
Grundstückseigentümer und Möbelhänd-
ler Kurt Krieger gemeinsam mit dem spa-
nischen Immobilienunternehmen Neinver
den Bau von bis zu 180 Geschäften mit ei-
ner Verkaufsfläche von insgesamt 30 000
Quadratmetern. Im Stadtrat hatte sich
eine Mehrheit aus SPD und CDU im Fe-
bruar für das Vorhaben ausgesprochen.

Von einer großen Chance für die Stadt
spricht der für seine Wiederwahl werben-

de Oberbürgermeister Sören Link (SPD).
Das geplante Designer-Outlet-Center
(DOC) werde mehr Kaufkraft aus umlie-
genden Städten nach Duisburg ziehen und
für viele neue Arbeitsplätze sorgen. Bis zu
1500 neue Stellen versprechen die Investo-
ren. Im Umkreis von 90 Autominuten ma-
chen sie 14 Millionen potentielle Kunden
aus. Bis zu 15 Prozent aller Outlet-Gäste
besuchten erfahrungsgemäß auch die In-
nenstadt, argumentiert Neinver. Doch bei
den Bürgern formierte sich Widerstand,
die Gegner befürchten negative Folgen für
die angestammten Läden im Stadtzen-
trum. Kritisiert wird unter anderem eine
unzureichende Anbindung des Einkaufs-
zentrums an die Innenstadt.

Die Bürgerinitiative „Ja zu Duisburg –
kein DOC“ strengte ein Bürgerbegehren
an und sammelte mit 22 500 Stimmen

mehr als doppelt so viele Unterschriften
wie erforderlich. Der Stadtrat blieb bei sei-
ner Zustimmung zu dem Projekt und lehn-
te das Bürgerbegehren ab. Gemäß der
nordrhein-westfälischen Gemeindeord-
nung ist damit innerhalb von drei Mona-
ten ein Bürgerentscheid erforderlich. Die
Outlet-Gegner müssen am Sonntag min-
destens 37 000 Bürger – ein Zehntel aller
Wahlberechtigten – hinter sich bringen,
um das Vorhaben noch zu vereiteln.

Dabei erfordert die Fragestellung, dass
die Kritiker mit „Ja“ und die Befürworter
mit „Nein“ stimmen. Nach einer Umfrage
der Regionalzeitung „WAZ“ sind 46 Pro-
zent der Duisburger gegen das DOC, 35
Prozent wollen sich dafür aussprechen.
Mit ersten Ergebnissen des Bürgerent-
scheids wird in der Stadtverwaltung für
den späten Sonntagabend gerechnet.

Trump soll Solarworld retten
Hersteller fordert hohe Importzölle für die Konkurrenz

DRESDEN, 22. September (dpa). Unter-
nehmen in Ostdeutschland schätzen die
Energiewende als schädlicher für ihre
Wettbewerbsfähigkeit ein als Unterneh-
men in anderen Regionen Deutschlands.
Zu diesem Ergebnis kommt eine am Frei-
tag veröffentlichte Studie des Industrie-
und Handelskammertags (DIHK), für die
2250 Firmen in ganz Deutschland be-
fragt wurden. Hauptgrund für die größe-
re Skepsis im Osten seien die dort teils
deutlich höheren Netznutzungsentgelte
und die damit verbundenen Wettbewerbs-
nachteile gegenüber anderen Regionen,
teilte die IHK Dresden mit. Im Osten ist
Strom teurer als in anderen Bundeslän-
dern – auch aufgrund der höheren Netz-
entgelte. Für neue Leitungen wurde im
Zuge des Übergangs zu mehr erneuerba-
rer Energie viel Geld ausgegeben. Die
Netzbetreiber legen diese Kosten auf die
Verbraucher um. Weil im Osten weniger
Menschen leben und weniger Industrie
ansässig ist, muss der Einzelne bislang
mehr zahlen.

JOHANNESBURG, 22. September (dpa-
AFX). Wegen Geschäften mit einer um-
strittenen Unternehmerfamilie in Südafri-
ka ist der dortige Ableger der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft KPMG in die Kritik
geraten. Finanzminister Malusi Gigaba
forderte die Justiz auf, das Geschäftsgeba-
ren des Unternehmens zu untersuchen.
Zudem müsse jede Behörde des Landes
eine eventuell bestehende Geschäftsbe-
ziehung zu KPMG auf den Prüfstand stel-
len, forderte Gigaba am Freitag. „Wir soll-
ten jetzt alle helfen, die verdorbenen Ele-
mente auszusortieren.“ KPMG wird vorge-
worfen, den drei Brüdern der Unterneh-
merfamilie Gupta, die als enge Freunde
von Präsident Jacob Zuma gelten, dabei
geholfen zu haben, sich regelwidrig
Staatsgeschäfte zu sichern (F.A.Z. vom
15. September). Zudem erstellten die
Wirtschaftsprüfer einen Untersuchungs-
bericht zur südafrikanischen Steuerbehör-
de und spitzten diesen sehr stark zu, um
den Finanzminister zu beschädigen, den
die Guptas abgelöst sehen wollten.

BERLIN, 22. September

K
limaschutz ist für Angela Mer-
kel mehr als nur ein politisches
Ziel. Er ist ihr ein persönliches
Anliegen. Das teilt die Bundes-

kanzlerin, die 1995 als Umweltministerin
der ersten Weltklimakonferenz vorgestan-
den hat, mit der großen Mehrheit der Be-
völkerung. Der Schutz von Klima und Um-
welt erreicht bei Umfragen immer wieder
sehr hohe Zustimmungswerte.

Allerdings schrumpft die Begeisterung
im Wahlvolk umso mehr, je konkreter die
Auswirkungen jener abstrakt in Gesetzen,
Verordnungen oder internationalen Ver-
trägen niedergelegten Schutzziele für den
Einzelnen zu spüren sind. Das Aufstellen
turmhoher Windkraftanlagen auf den be-
waldeten Höhen des Schwarzwalds ent-
zweit Täler, der Bau neuer, für die Energie-
wende lebenswichtiger Stromtrassen ent-
facht ungeahnte Proteste, und in den Städ-
ten wollen auch die Mieter, die kein Dach
für geförderten Photovoltaikstrom besit-
zen, ein paar Krümel vom Energiewende-
Kuchen abbekommen.

Der frühere Wirtschaftsminister Sig-
mar Gabriel (SPD), der im Titel auch den
Energieminister trug, hat das auch im Wi-
derstreit mit der einflussreichen Gewerk-
schaft IG BCE erfahren. Natürlich war es
ein kluger Gedanke, Wirtschaft und Ener-
gie unter dem Dach eines Ministeriums zu
bündeln – doch die Interessengegensätze
gingen damit ebenso wenig verloren wie
im Superministerium für Wirtschaft und
Arbeit, das sich SPD-Mann Wolfgang Cle-
ment 2002 geschnitzt hatte.

Die vergangenen vier Jahre haben ge-
zeigt, dass die Widerstände gegen die Um-
setzung der Energiewende nicht kleiner
werden, je weiter sie voranschreitet. Im
Gegenteil. Das werden die Politikplaner
auch für die kommende Wahlperiode zu
beachten haben. Zu ambitionierte Minde-
rungs- und Einsparziele, die absehbar
nicht erreicht werden können, ohne die
Gesellschaft einem schnellen, radikalen
Wandel zu unterziehen, dürften sie mei-
den. Damit untergrüben sie die Legitimi-
tät der Energiewende: Soll die doch nach
innen und außen den Beweis antreten,
dass eine Industrienation wie der Export-
weltmeister Deutschland den Wandel
ohne Wohlstandsverluste hinbekommt.

Die beispielgebende Rolle Deutsch-
lands zielt nicht allein und vor allem auf
die Einsparung von Kohlendioxid ab –
denn mit dem Verzicht auf rund 2 Prozent
aller Emissionen auf der Welt wird der An-
stieg der Erdtemperatur nicht gestoppt.
Auf die Nachahmer kommt es an. So erfah-
ren die ewigen Ziele des „energiepoliti-
schen Dreiecks“ von Preiswürdigkeit und
Sicherheit der Versorgung (neben dem
Umweltschutz) eine doppelte Begrün-
dung: von innen, weil es die Lebensgrund-
lagen der Bürger und der Wirtschaft be-
trifft, von außen, weil kein anderes Land
dem Beispiel einer durch die Energiewen-
de ruinierten Wirtschaft folgen würde.

Deshalb stehen die Kosten der Energie-
wende auch mit Recht im Vordergrund.
Und deshalb versprechen die meisten Par-
teien, die Kosten im Griff behalten zu wol-
len. Da macht es sich gut, dass die von
Kohlegegnern finanzierte Berliner „Ago-
ra Energiewende“ schon einmal prognosti-
ziert, dass die Ökostromumlage im nächs-
ten Jahr sinken werde – um dann 2019 auf
den neuen Rekordwert von 7,5 Cent zu
springen.

Die Umlage zur Finanzierung des Öko-
stroms nach dem Erneuerbare-Energien-

Gesetz (EEG) hat unter Gabriel, der sie
stabilisieren wollte, einen neuen Höhe-
punkt erklommen. Mit nun 6,88 Cent je Ki-
lowattstunde ist sie so hoch wie nie zuvor.
Im ersten Regierungsjahr, 2014, betrug sie
6,24 Cent je Kilowattstunde. An die 25 Mil-
liarden Euro werden die deutschen Strom-
kunden in diesem Jahr mit der Beglei-
chung ihrer Elektrizitätsrechnung für die
Förderung überweisen.

Da ist es kein Wunder, dass viele Bestre-
bungen auf die Stabilisierung oder Sen-
kung der EEG-Kosten zielen. Rund ein
Dutzend Vorschläge liegen inzwischen auf
dem Tisch. Sie zeigen auf, wie die Kosten
anders als nur über die Stromrechnung ver-
teilt werden könnten. Kernpunkte sind:
Entlastung durch den Wegfall der (nur
dem Bund zustehenden) Stromsteuer, Fi-
nanzierung künftiger Subventionen aus
dem Bundeshaushalt, Übernahme aufge-
laufener Verbindlichkeiten für die auf 20
Jahre garantierte EEG-Einspeisegebühr
in einen schuldenfinanzierten Fonds, Be-
teiligung der Autofahrer (Spritsteuer) an
den Kosten. Grüne und manche in der
SPD sind auch einer Steuer auf CO2-Emis-
sionen nicht abgeneigt. Sie sollte den euro-
päischen Handel mit Emissionsrechten,
der dringend modernisiert werden muss,
ergänzen. Denn aktuell gehen von ihm kei-
ne Signale für eine Modernisierung der Er-

zeugung in Energiewirtschaft und Indus-
trie aus und damit auch nicht für eine wei-
tere Minderung der Emissionen.

Doch all das Umverteilen wäre nur ein
Kurieren am Symptom, die Kosten blie-
ben hoch. Im Vordergrund müsste des-
halb das Bestreben stehen, die Energie-
wende wirtschaftlicher und effizienter
zu machen. So stellt sich die Frage, wie
lange Betreiber von Windparks und Pho-
tovoltaikanlagen, die inzwischen gut ein
Drittel der Stromnachfrage decken, noch
einer Förderung bedürfen, ist die Förde-
rung doch nicht mehr weit von den Prei-
sen entfernt, die am Markt für Strom ge-
zahlt werden. Mühsam und reichlich spät
wurde die Ökostromförderung (effektiv
ab 2019) auf Ausschreibung umgestellt.
Jetzt bekommen die den Zuschlag, die
mit der geringsten Förderung auskom-
men. Sollte das nicht auf Sicht besser
ganz der Markt erledigen?

Als Zwischenschritt könnte die Vorzugs-
behandlung der Ökostromerzeuger da ein
wenig abgebaut werden, wo sie auch dann
bezahlt werde, wenn sie wegen fehlender
Netze den Markt für ihr Produkt erst gar
nicht erreichen. Ob indes die hohen Finan-
zierungszusagen für noch nicht gebaute
Meereswindparks gekappt werden kön-
nen, wie das Kanzleramtsminister Peter
Altmaier (CDU) im Gespräch mit dieser

Zeitung angeregt hat, scheint zweifelhaft.
Sie werden einer der Treiber der Umlage
in den nächsten Jahren sein.

Doch eine effizientere Finanzierung
der Erzeugung ist nur ein Teil. Die nächste
Großaufgabe sind die Netze. Die müssen
vermutlich deutlich stärker ausgebaut wer-
de als heute bekannt. Dabei kommt schon
der angekündigte Ausbau den Notwendig-
keiten und Zeitvorgaben nicht hinterher.
Es macht aber keinen Sinn, Strom im Nor-
den zu erzeugen, der nicht zu den Verbrau-
chern gelangt.

Die Reihenfolge des Ausbaus müsste
also vom Kopf auf die Füße gestellt wer-
den: erst das Netz, dann die Kraftwerke.
Das muss auch für den Ausbau weiterer
Meereswindparks gelten. Das gesamtdeut-
sche Interesse muss mehr Gewicht haben
als das der Länder an Nord- und Ostsee,
die sich Arbeitsplätze und Steuereinnah-
men davon versprechen. Mit der fakti-
schen Begrenzung des Windkraftausbaus
in weiteren Teilen Norddeutschlands ist
damit ein erster Schritt getan. Weitere
müssen folgen, solange nicht Batterien in
der Lage sind, all den vielen Strom zu spei-
chern, den das fehlende Transportnetz
nicht ableiten kann. Erste vielversprechen-
de – immerhin marktbasierte – Modelle
werden erprobt, doch dürfte es dauern, bis
sie massentauglich sind.

Sodann muss die Frage geklärt werden,
wer künftig wie viel für den Netzausbau
zahlt. Heute bezahlt jeder Kunde für jede
aus dem öffentlichen Netz bezogene Kilo-
wattstunde anteilig auch EEG-Umlage,
Netzkosten, Steuern und andere Gebüh-
ren. „Prosumer“, die ihren Solarstrom er-
zeugen und im Keller in der Batterie spei-
chern, sind davon befreit. Je mehr Konsu-
menten sich aus der Finanzierung verab-
schieden, desto teurer wird es für den Rest
– der die eh schon schnell steigenden Aus-
baukosten tragen muss.

Damit wird die Frage der Versorgungssi-
cherheit berührt. Auf absehbare Zeit wird
das Land – so es sich nicht auf Importe aus
dem Ausland verlassen will – eine Doppel-
struktur aus konventionellen Kraftwerken
vorhalten müssen. Die werden für den Fall
gebraucht, dass die Sonne nicht durch-
dringt und der Wind nicht weht – wie An-
fang des Jahres mit einer wochenlangen
Dunkelflaute. Aktuell gibt es immer noch
Überkapazitäten konventioneller Kraft-
werke in Deutschland und Europa. Diese
vornehmlich alten Braun- und Kohlekraft-
werke zu schließen würde helfen, die
CO2-Emissionen erheblich zu mindern.
Voraussetzung dafür wären eine Entschä-
digungsregelung in großem Umfang für
die Betreiber, die sich nach ersten Signa-
len darauf wohl einlassen könnten, und
umfangreiche Sozial- und Strukturhilfen
vor allem für die ostdeutsche Krisenregi-
on Lausitz. Manches spricht dafür, dass es
so kommen wird.

Damit fehlt konventionelle Kapazität
für die kritischen Versorgungslagen. Geht
es nach der Energiebranche, würden dafür
Gaskraftwerke gebaut. Ob die sich allein
aus dem Markt finanzieren, bliebe abzu-
warten, allerdings dürfte der Marktpreis
steigen, wenn weniger preiswerter Kohle-
strom angeboten wird. Die Branche hofft
immer noch auf ein „Kapazitätsmodell“,
in dem es für die Bereitstellung der Erzeu-
gungsanlagen Geld gibt.

Immerhin könnte mit einer baldigen
Umstellung auf Gasanlagen viel CO2 ge-
spart werden – im Gegenzug stiege die Im-
portrechnung für mehr (russisches?) Gas.
Doch würde das alles nicht reichen, die
hochfliegenden Klimapläne von einer
Minderung der Emissionen um 80 bis 95
Prozent bis 2050, bis dahin sind es noch
gut 30 Jahre, zu realisieren. Denn auch
Erdgas emittiert Kohlendioxid. Anders
läge der Fall, wenn bis dahin das Gasnetz
zur Speicherung von „grünem Gas“ (mit
CO2 angereichertes, aus Ökostrom erzeug-
tes Methan) genutzt würde. Dann wäre
die CO2-Bilanz neutral. Allerdings rech-
net sich das unter heutigen Förder- und
Abgabenbedingungen nicht. Mehr Gas
statt Kohle wäre auf jeden Fall ein erster
großer Schritt zur Minderung klimaschäd-
licher Emissionen – und zum Erreichen re-
gierungsamtlicher Ziele.

Im Konzert der großen Emittenten ist
die Energiebranche der größte, aber nicht
der einzige. Die Industrie, vor allem aber
die Gebäudewirtschaft und der Verkehr
sollen ihre Emissionen drastisch senken.
So steht es im Klimaschutzplan 2050, der
in den kommenden Monaten konkreti-
siert werden soll. Nach bisheriger Regie-
rungsposition wird dann dort vor allem
Elektrizität aus regenerativen Quellen ein-
gesetzt, als Energie in der Autobatterie
oder zum Betrieb der Wärmepumpe im
Gebäude. Das wird trotz aller Sparanstren-
gungen den Stromverbrauch stark wach-
sen lassen – den Bedarf zum Ausbau der
lokalen und überregionalen Transportnet-
ze vermutlich auch.

bern. FRANKFURT, 22. September. Zu
viele Deutsche zahlen zu viel Miete, so sug-
geriert es eine Antwort des Bauministeri-
ums auf eine Anfrage der Grünen: Fast
vier von zehn Deutschen gaben im Jahr
2014 mehr als 30 Prozent ihres Einkom-
mens für die Miete aus – und die Neben-
kosten kommen noch obendrauf. Dabei
empfehlen Immobilienexperten in Deutsch-
land seit Jahren, 30 Prozent als Obergren-
ze zu sehen, damit genug Geld zum Leben
übrig bleibt. SPD-Bauministerin Barbara
Hendricks nutzt die Zahlen als Vorlage,
um im Wahlkampf getreu Parteipro-
gramm eine Verschärfung der Mietpreis-
bremse zu fordern. Ist es doch eine Binsen-
weisheit, dass die Mieten in Großstädten
zurzeit schnell steigen.

Bemerkenswert ist aber, dass die Leute
nicht etwa in den teuersten Städten viel
fürs Wohnen ausgeben. Die Städte, in de-
nen die Menschen fürs Wohnen am meis-
ten ausgeben, sind nicht etwa die mit den
höchsten Mieten. Oder die mit den ge-
ringsten Einkommen. Stattdessen gibt es
regionale Schwerpunkte. Die höchsten
Mietkosten nehmen die Bonner, Neusser,
Kölner und Düsseldorfer auf sich – alles
Rheinländer. Dahinter kommen Bremen
und Bremerhaven, wie eine Studie der ge-
werkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung
gezeigt hat.

Wie bilden sich diese regionalen
Schwerpunkte? Wer die Miete in einem
Stadtviertel hoch findet, hat mehrere Mög-
lichkeiten: Er kann die Miete zahlen, er
kann in eine günstigere Gegend ziehen,
oder er kann auf Quadratmeter verzich-
ten. Offenbar treffen die Menschen in un-
terschiedlichen Regionen diese Abwä-
gung anders. Das zeigt sich auch mit Blick
auf die ganze Welt: Im teuren Tokio geben
die Japaner durchschnittlich nur 29,4 Pro-
zent ihres Einkommens für die Miete aus,
hat der Immobiliendienstleister Weetas
ausgerechnet. Dafür leben die Tokioter in
legendär kleinen Wohnungen. In London
und New York fällt die Entscheidung an-
ders aus: Dort stecken die Menschen die
Hälfte ihres Einkommens in die Miete.
Die Deutschen jedenfalls entscheiden sich
seit Jahren für immer größere Wohnun-
gen: Die Wohnfläche pro Person wächst,
allein zwischen 2012 und 2016 von 46,2
auf 46,5 Quadratmeter pro Person.

hmk./wmu. BRÜSSEL, 22. September.
Jean-Claude Juncker mochte die überwie-
gend kritischen Reaktionen auf seine
Rede zur Lage der Union in der vergange-
nen Woche nicht so recht verstehen. Doch
dürfte der EU-Kommissionspräsident
kaum zufriedener damit sein, wie nun
EU-Ratspräsident Donald Tusk auf die in
seiner Straßburger Rede enthaltenen Vor-
schläge zur Zukunft der EU im Allgemei-
nen und zum Euroraum im Speziellen rea-
giert hat. In seinem auf Donnerstag datier-
ten Einladungsschreiben an die Staats-
und Regierungschefs zu einem gemeinsa-
men Abendessen vor dem EU-Digitalgip-
fel in der kommenden Woche in Tallinn
nennt Tusk zwar eine lange Reihe von Zu-
kunftsthemen, über die zu reden sei. Jun-
ckers Vorschläge aber erwähnt er nicht.

Zur Zukunft des Euroraums, die einen
breiten Raum in Junckers Rede einge-
nommen hatte, schreibt der Pole ledig-
lich, es seien „eine Reihe von Ideen dazu
vorgelegt worden, wie die Zuständigkei-
ten in der Eurozone geregelt werden kön-

nen und welche Ressourcen sie braucht,
über die es noch viel Diskussionsbedarf
gibt“. Dafür werde er im Dezember einen
Eurogipfel einberufen. Den „goldenen
Weg“ zur Vollendung der Währungsuni-
on gebe es nicht, fügt der Ratspräsident
hinzu. Damit meint er wohl vor allem:
Mag die EU-Kommission schon im De-
zember allerlei neue Vorschläge machen,
die bis zu einem in der EU-Kommission
angesiedelten Chef der Eurogruppe als
europäischem Finanzminister reichen
sollen, die Mitgliedstaaten werden da so
schnell nicht mitmachen.

Tusk schreibt indes, welche Entschei-
dungen in der Währungsunion in absehba-
rer Zeit zu treffen seien. Wichtig sei die
„Vollendung der Bankenunion“ mit drei
konkreten Schritten: die Übergangsfinan-
zierung („Backstop“) für den Euro-Ab-
wicklungsfonds SRF, die Reduzierung der
Risiken in den Bankbilanzen und (da-
nach) die Schaffung einer gemeinsamen
Einlagensicherung im Euroraum. Diese
drei Schritte hatte Bundesfinanzminister

Wolfgang Schäuble (CDU) fast wortgleich
auf dem EU-Finanzministertreffen am
Wochenende in Tallinn als realistische
Agenda zur Vertiefung der Währungsuni-
on genannt. Junckers andere Ideen erfor-
derten voraussichtlich eine Änderung der
EU-Verträge, und die dafür notwendige
Zustimmung aller Mitgliedstaaten sehe er
derzeit nicht, sagte der Minister.

Als Ausnahme nannte Schäuble – und
nennt jetzt Tusk – den Umbau des Euro-
Krisenfonds ESM zu einem Europäi-
schen Währungsfonds (EWF). Dieser er-
forderte „nur“ eine Änderung des ESM-
Vertrags. Auch hierfür wäre eine einstim-
mige Zustimmung erforderlich, aber nur
der 19 Eurostaaten. Wie man sich den
Umbau genau vorzustellen hat, hat noch
niemand genau gesagt. Klar scheint aber,
dass die Eurostaaten als ESM-Eigner die
Verfügungsgewalt über den Fonds in ih-
rer Hand behalten und sie nicht der Kom-
mission übertragen wollen. Darüber, wie
schnell der EWF kommen könnte, äußert
sich Tusk nicht.

maj. FRANKFURT, 22. September. Kurz
vor der Bundestagswahl am Sonntag legt
die deutsche Wirtschaft einen weiteren
Gang zu. Der Einkaufsmanagerindex des
britischen Analyseinstituts Markit kletter-
te im September gegenüber dem Vormo-
nat überraschend um zwei Zähler auf
57,8 Punkte, den höchsten Stand seit
sechseinhalb Jahren. Das teilten die Mei-
nungsforscher nach ihrer monatlichen
Umfrage unter 800 deutschen Unterneh-
men am Freitag mit. Damit lag der kon-
junkturelle Frühindikator deutlich ober-
halb der 50-Punkte-Schwelle, die Wachs-
tum signalisiert. „Die deutsche Wirt-
schaft strotzt vor Kraft“, kommentierte
Markit-Ökonom Phil Smith. Wachstum
und Beschäftigung legten gleichermaßen
„auf breiter Front“ zu.

Besondere Stärke demonstriert zurzeit
die deutsche Industrie. Der Teilindikator
für die Branche kletterte im September
um weitere 1,3 Zähler auf 60,6 Punkte
und damit auf den höchsten Wert seit
mehr als sechs Jahren. Die Markit-Analys-
ten führten die Hochstimmung in der In-
dustrie auf das „außerordentlich gute Ex-
portneugeschäft“ zurück. Am Donners-
tag hatte die Welthandelsorganisation
WTO ihre Prognose für das Wachstum
des Welthandels in diesem Jahr von 2,4
auf 3,6 Prozent angehoben.

Angetrieben von dem großen Optimis-
mus in Deutschland und überraschend gu-
ten Umfrageergebnissen in Frankreich,
legte auch die Wirtschaft im gesamten Eu-
roraum im September zu. Das Barometer
für die 19 Mitgliedstaaten stieg gegenüber
August von 55,7 auf 56,7 Punkte. „Die
Wirtschaft im Euroraum setzte am Ende
des dritten Quartals einen starken
Schlusspunkt“, teilte das Institut weiter
mit. Analysten sprachen von der „nächs-
ten Konjunkturüberraschung“. „Die Wirt-
schaft im Euroraum boomt, und nichts
scheint sie bremsen zu können“, kommen-
tierte Commerzbank-Ökonom Christoph
Weil. Wachstumstreiber im Euroraum wa-
ren ebenfalls die Industrieunternehmen,
die den stärksten Zuwachs an Neubestel-
lungen im Monatsvergleich seit April
2011 verzeichneten. Doch auch die Stim-
mung in der Dienstleistungsbranche hell-
te sich im September auf.

LONDON, 22. September (Reuters). Die
vom Brexit-Votum ausgelöste Pfund-
Schwäche hat der britischen Tourismus-
branche im Juli einen Besucherrekord be-
schert. Mit 4,02 Millionen ausländischen
Gästen wurde erstmals in einem Monat
die Vier-Millionen-Marke geknackt, wie
aus Daten des Statistikamts ONS vom Frei-
tag hervorgeht. Der Außenwert der Lan-
deswährung hat sich nach der Anti-EU-
Abstimmung wegen Sorgen um die wirt-
schaftliche Entwicklung verringert, wo-
durch Urlaub auf der Insel für Ausländer
günstiger wird. Im Gegenzug müssen die
Briten tiefer in die Tasche greifen, wenn
sie ins Ausland reisen.

Mehr Kritik an der
Energiewende im Osten

Justiz soll Geschäfte von
KPMG untersuchen

Klimavisionen

im Realitätscheck

Ein gewohnter Anblick: Windräder in deutschen Wäldern  Foto dpa

Rheinländer zahlen
in Deutschland die
höchsten Mieten

Super-Wahlsonntag in Duisburg
Die Bürger entscheiden über den Bau des größten deutschen Outletcenters

Wenig Begeisterung für Junckers EU-Pläne
Ratspräsident Tusk äußert sich zurückhaltend und will noch viel diskutieren

Deutsche Wirtschaft
vor Wahl im Höhenflug

Schwaches Pfund
bringt Touristen-Rekord

Klimapolitische Wünsche und energiepolitische Realitäten passen
nicht immer zusammen. Das wird die neue Regierung erfahren.

Von Andreas Mihm


